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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für Industrie, 
Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Erwägung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Bestimmten Betreibern entstehen 
auf der Großkundenebene höhere Kosten 
als anderen, und zwar wegen 
geografischer oder sonstiger 
Gegebenheiten wie schwierige 
topografische Verhältnisse, Gebiete mit 
geringer Bevölkerungsdichte und 
kurzfristig starker Zustrom von Touristen. 

Begründung

Es gilt zu bedenken, dass bestimmte Mobilfunkbetreiber wegen der genannten Gegebenheiten 
höhere Kosten als andere im Bereich der Installierung, Unterhaltung und Verbesserung der 
Mobilfunknetze haben.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) Daneben sollten die 
Mobilfunkbetreiber allen Roamingkunden 
zur Vermeidung von „Rechnungsschocks“ 
kostenlos die Möglichkeit anbieten, im 
Voraus einen Höchstbetrag für die bei 
Datenroamingdiensten anfallenden 
Entgelte festzulegen, wobei eine 
entsprechende Warnmeldung erfolgen 
sollte, wenn diese sich diesem 

(35) Daneben sollten die 
Mobilfunkbetreiber allen Roamingkunden 
– besonders Studenten, 
Geschäftsreisenden oder Journalisten und 
Medienmitarbeitern, die zu 
Berichterstattungszwecken reisen, – zur 
Vermeidung von „Rechnungsschocks“ 
kostenlos die Möglichkeit anbieten, im 
Voraus einen Höchstbetrag für die bei 
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Höchstbetrag nähern. Beim Erreichen 
dieser Obergrenze sollte der 
Datenroamingdienst unterbrochen werden, 
sofern der Kunde nicht ausdrücklich dessen 
Fortsetzung wünscht.

Datenroamingdiensten anfallenden 
Entgelte festzulegen, wobei eine 
entsprechende Warnmeldung erfolgen 
sollte, wenn diese sich diesem 
Höchstbetrag nähern. Beim Erreichen 
dieser Obergrenze sollte der 
Datenroamingdienst unterbrochen werden, 
sofern der Kunde nicht ausdrücklich dessen 
Fortsetzung wünscht.

Begründung

Es ist eine Tatsache, dass Studenten und Geschäftsreisende Daten-Downloads häufiger als 
andere in Anspruch nehmen und brauchen. 

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Erwägung 40

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(40) Dieser gemeinsame Ansatz sollte für 
einen begrenzten Zeitraum beibehalten 
werden, kann aber anhand der Ergebnisse 
einer von der Kommission 
durchzuführenden Überprüfung erweitert 
oder geändert werden. Die Kommission 
sollte die Wirksamkeit der Verordnung 
(EG) Nr. 717/2007 in der durch diese 
Verordnung geänderten Fassung sowie 
deren Beitrag zur Verwirklichung des 
Rechtsrahmens und zum reibungslosen 
Funktionieren des Binnenmarkts unter 
Berücksichtigung ihrer Auswirkungen auf 
die kleineren Mobilfunkanbieter in der 
Gemeinschaft und deren Stellung im Markt 
für gemeinschaftsweites Roaming 
überprüfen. 

(40) Dieser gemeinsame Ansatz sollte für 
einen begrenzten Zeitraum beibehalten 
werden, kann aber anhand der Ergebnisse 
einer von der Kommission 
durchzuführenden Überprüfung erweitert 
oder geändert werden. Die Kommission 
sollte die Wirksamkeit der Verordnung 
(EG) Nr. 717/2007 in der durch diese 
Verordnung geänderten Fassung sowie 
deren Beitrag zur Verwirklichung des 
Rechtsrahmens und zum reibungslosen 
Funktionieren des Binnenmarkts unter 
Berücksichtigung ihrer Auswirkungen auf 
die kleineren Mobilfunkanbieter in der 
Gemeinschaft und deren Stellung im Markt 
für gemeinschaftsweites Roaming 
überprüfen. Längerfristig können 
Marktentwicklungen und technologische 
Entwicklungen wie Sprachübermittlung 
über das Internet (VoIP) eine 
Regulierung unnötig machen. Die 
Kommission sollte diese Entwicklungen 
und mögliche Hindernisse für den 
Marktzugang bei neuen technologischen 
Entwicklungen im Auge behalten.
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Begründung

Nach Aussagen der Kommission können Marktentwicklungen und technologische 
Entwicklungen längerfristig eine Regulierung unnötig machen. Durch die Sprachübermittlung 
über das Internet hat sich der Festnetztelefonverkehr verändert, und der Weg zu günstigeren 
Sprachtelefondiensten und innovativen Diensten ist frei geworden. Mit der Entstehung von 
Netzen der dritten Generation und von Schwerpunkten für “Wireless Fidelity” (WiFi) 
ergeben sich neue Entwicklungen bei mobilen Diensten. Neue mobile Endgeräte, die 
Mobiltelefonverkehr über das Internet verarbeiten können, entstehen ebenfalls. Der 
Mobiltelefonverkehr über das Internet ist allerdings nur mittelfristig realisierbar, und der 
Sprachtelefonverkehr wird erst ungefähr in der Zeit 2013–2015 in nennenswertem Umfang zu 
VoIP übergehen, d.h. nach Ablauf der verlängerten Geltungsdauer der Roaming-Verordnung.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 2 – Buchstabe a
Verordnung (EG) Nr. 717/2007
Artikel 1  Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Mit dieser Verordnung wird ein 
gemeinsamer Ansatz eingeführt, der 
sicherstellen soll, dass den Nutzern 
öffentlicher Mobilfunknetze auf Reisen 
innerhalb der Gemeinschaft im Rahmen 
von gemeinschaftsweiten Roamingdiensten 
für abgehende und ankommende Anrufe, 
das Senden und Empfangen von SMS-
Nachrichten und das Benutzen 
paketvermittelter 
Datenkommunikationsdienste keine 
überhöhten Preise in Rechnung gestellt 
werden, um dadurch zur Förderung des 
reibungslosen Funktionierens des 
Binnenmarkts beizutragen, unter 
Aufrechterhaltung eines wirksamen 
Wettbewerbs zwischen den 
Mobilfunkbetreibern ein hohes 
Verbraucherschutzniveau zu erreichen und 
auch weiterhin Anreize sowohl für die 
Innovation als auch für die Auswahl der 
Verbraucher zu bieten.

(1) Mit dieser Verordnung wird ein 
gemeinsamer Ansatz eingeführt, der 
sicherstellen soll, dass den Nutzern 
öffentlicher Mobilfunknetze – besonders 
Studenten, Geschäftsreisenden sowie 
Journalisten und Medienmitarbeitern, die 
zu Berichterstattungszwecken reisen, – 
auf Reisen innerhalb der Gemeinschaft im 
Rahmen von gemeinschaftsweiten 
Roamingdiensten für abgehende und 
ankommende Anrufe, das Senden und 
Empfangen von SMS-Nachrichten und das 
Benutzen paketvermittelter 
Datenkommunikationsdienste keine 
überhöhten Preise in Rechnung gestellt 
werden, um dadurch zur Förderung des 
reibungslosen Funktionierens des 
Binnenmarkts beizutragen, unter 
Aufrechterhaltung eines wirksamen 
Wettbewerbs zwischen den 
Mobilfunkbetreibern ein hohes 
Verbraucherschutzniveau zu erreichen und 
auch weiterhin Anreize sowohl für die 
Innovation als auch für die Auswahl der 
Verbraucher zu bieten. 
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Begründung

Junge Menschen und gerade Studenten kommunizieren vorwiegend per SMS, weil das die 
kostengünstigste Art der schnellen Kommunikation ist. Gerade heute, da alle Seiten die 
Mobilität von Studenten verbessern wollen, müssen wir dafür sorgen, dass die Betreiber die 
Beliebtheit dieser Art der Kommunikation nicht ausnützen. Zum anderen sind Geschäftsleute 
diejenigen, die am häufigsten bei einem Auslandsaufenthalt eine Datei herunterladen müssen. 
Deshalb werden diese beiden Kategorien von Reisenden, die am stärksten von überhöhten 
Preisen betroffen sind, hier ausdrücklich erwähnt.   

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 6
Verordnung (EG) Nr. 717/2007
Artikel 4a  Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Bestimmten Betreibern entstehen auf 
der Großkundenebene höhere Kosten als 
anderen, und zwar wegen geografischer 
oder sonstiger Gegebenheiten wie 
schwierige topografische Verhältnisse, 
Gebiete mit geringer Bevölkerungsdichte 
und kurzfristig starker Zustrom von 
Touristen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 11
Verordnung (EG) Nr. 717/2007
Artikel 6 a – Absatz 2 – Unterabsätze 1 und 2

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

2. Spätestens ab 1. Juli 2009 wird der 
Roamingkunde mit einer automatischen 
Nachricht des Heimatanbieters darauf 
hingewiesen, dass er einen Roamingdienst 
benutzt, und erhält personalisierte 
Tarifinformationen über die Entgelte, die 
diesem Roamingkunden in dem 
betreffenden Mitgliedstaat für regulierte 
Datenroamingdienste berechnet werden, es 

2. Spätestens ab 1. Juli 2009 wird der 
Roamingkunde mit einer automatischen 
Nachricht des Heimatanbieters darauf 
hingewiesen, dass er einen Roamingdienst 
benutzt, und erhält grundlegende 
personalisierte Tarifinformationen über die 
Entgelte, die diesem Roamingkunden in 
dem betreffenden Mitgliedstaat für 
regulierte Datenroamingdienste berechnet 
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sei denn, der Kunde hat seinem 
Heimatanbieter mitgeteilt, dass er diese 
Informationen nicht wünscht.

werden, es sei denn, der Kunde hat seinem 
Heimatanbieter mitgeteilt, dass er diese 
Informationen nicht wünscht.

Diese personalisierten Tarifinformationen 
werden auf das Mobiltelefon oder andere 
Gerät des Roamingkunden übermittelt, 
sobald ein Roamingkunde in einem 
bestimmten anderen Mitgliedstaat als dem 
seines Heimatnetzes zum ersten Mal nach 
der Einreise in diesen Mitgliedstaat 
beginnt, einen regulierten 
Datenroamingdienst zu benutzen. Sie wird 
ohne unnötige Verzögerung, kostenlos und 
in einer Form bereitgestellt, die ihren 
Empfang und eine leichte Verständlichkeit 
fördert. 

Diese grundlegenden personalisierten 
Tarifinformationen werden auf das 
Mobiltelefon oder andere Gerät des 
Roamingkunden übermittelt, sobald ein 
Roamingkunde in einen anderen 
Mitgliedstaat einreist oder in einem 
bestimmten anderen Mitgliedstaat als dem 
seines Heimatnetzes zum ersten Mal nach 
der Einreise in diesen Mitgliedstaat 
beginnt, einen regulierten 
Datenroamingdienst zu benutzen. Sie wird 
ohne unnötige Verzögerung, kostenlos und 
in einer Form bereitgestellt, die ihren 
Empfang und eine leichte Verständlichkeit 
fördert.

Begründung

Grundlegende personalisierte Tarifinformation: Formulierung in Artikel 6 der geltenden 
Verordnung.

Übermittlung von Informationen, sobald der Kunde in einen anderen Mitgliedstaat einreist 
oder beginnt, einen regulierten Datenroamingdienst zu benutzen: In manchen Fällen der 
Praxis ist es technisch schwierig, den Augenblick genau zu bestimmen, in dem die Benutzung 
des Datendienstes „beginnt“ (z.B. bei Blackberry und Vorrichtungen, die ständig 
eingeschaltet sind). Deshalb sollte in dieser Bestimmung als Alternative der Zeitpunkt der 
Einreise in einen anderen Mitgliedstaat aufgeführt werden.
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VERFAHREN

Titel Änderung der Verordnung (EG) Nr. 717/2007 (Roaming in 
öffentlichen Mobilfunknetzen in der Gemeinschaft) und der Richtlinie 
2002/21/EG (elektronische Kommunikationsnetze und -dienste)
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